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Vorwort 
 

Mit dieser Schrift soll eine Lücke in der Ausbildungsliteratur für Studierende 
der Rechtswissenschaft geschlossen werden, indem nunmehr auch das Allge-
meine Polizei- und Ordnungsrecht des Landes Brandenburg in seinen Grundla-
gen und seiner Anwendung dargestellt wird. Das Polizei- und Ordnungsrecht ist 
wesentlicher Bestandteil der Ausbildung im Öffentlichen Recht und von erheb-
licher Relevanz im Rahmen der Juristischen Staatsprüfung sowie der Prüfungen 
in den universitären Schwerpunktbereichen. 

Darüber hinaus sollen aber auch diejenigen angesprochen werden, die sich im 
Zusammenhang mit anderen Aus- und Weiterbildungsformen mit dem Polizei- 
und Ordnungsrecht zu befassen haben. 
 

Die Darlegungen zu den in Brandenburg bestehenden rechtlichen Regelungen 
werden durch Übersichten ergänzt, die Fragestellungen veranschaulichen sollen 
sowie durch Fälle und Lösungen, um dem Leser den Blick für die Besonderhei-
ten der Rechtsanwendung in diesem Bereich zu schärfen. Kleine Beispielsfälle, 
Exkurse und „Beachte-Kästen“ runden die Darstellung ab. Zusätzliche Litera-
turhinweise am Ende einzelner Abschnitte dienen als Anregung für das weitere 
Selbststudium.  
 

Konzipiert ist das vorliegende Lehr- und Übungsbuch mit Blick auf das Sys-
tem der Polizei- und Ordnungsrechtsklausur. Das spiegelt sich vor allem im 
Aufbau einzelner Kapitel wider, die dem ständigen Dreiklang des allgemeinen 
Verwaltungsrechts – Ermächtigungsgrundlage/Rechtsgrundlage, Formelle 
Rechtmäßigkeit, Materielle Rechtmäßigkeit – folgen. Auch die Einzelerläute-
rungen zu den Standardbefugnissen nehmen hierauf Rücksicht. Vom didakti-
schen Ansatz her wendet sich das Buch sowohl an Leser, die sich erstmalig mit 
dem Polizei- und Ordnungsrecht beschäftigen, als auch an Leser, die ihr Wissen 
vertiefen oder bestimmte Inhalte wiederholen möchten. Der Wissensvertiefung 
dienen die zahlreichen und mitunter recht ausführlichen Exkurse, die – in kleine-
rer Schrift und vom Haupttext eingerückt gekennzeichnet – bei der erstmaligen 
Lektüre ruhigen Gewissens unbeachtet gelassen werden können. 
 

Frau Prof. Dr. Heidrun Pohl-Zahn hat die Entstehung dieser Darstellung initi-
iert, die Vorbereitung maßgeblich unterstützt und das Projekt begleitet. Ihr sei 
an dieser Stelle nochmals herzlich gedankt. Besonderer Dank gilt meinem Mit-
arbeiter Herrn Rechtsanwalt Gordon von Miller, der insbesondere bei der Erstel-
lung der Fälle und Lösungen eine unerlässliche Hilfe war. Für die tatkräftige 
Unterstützung danke ich Herrn Rechtsreferendar Christopher Wahl und Herrn 
stud. iur. Jan Schulz. Zu danken habe ich ferner Herrn Rechtsreferendar René 
Fiedler, Frau Marion Fachini und Frau Rosemarie Mayer.  
 
Potsdam, im Oktober 2009 Lars Steinhorst 
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Seite) 
NVwZ-RR NVwZ-Rechtsprechungsreport Verwaltungsrecht (zitiert 

nach Jahr und Seite) 
NWVBl. Nordrhein-Westfälische Verwaltungsblätter (zitiert nach Jahr 

und Seite) 
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OBG Ordnungsbehördengesetz (Gesetz über Aufbau und Befug-
nisse der Ordnungsbehörden) 

OLG Oberlandesgericht 
OVG Oberverwaltungsgericht 
OWiG Gesetz über Ordnungswidrigkeiten  
PaßG Paßgesetz  
POGBbg Polizeiorganisationsgesetz (Gesetz über die Organisation und 

die Zuständigkeit der Polizei im Land Brandenburg) 
PsychKG Psychisch-Krankengesetz (Gesetz zur Hilfe und Unterbrin-

gung psychisch kranker Menschen) 
RG Reichsgericht 
Rn. Randnummer/-n 
Rspr. Rechtsprechung 
s. siehe 
S. Satz; Seite/-n 
SächsPolG Sächsisches Polizeigesetz (Polizeigesetz des Freistaates 

Sachsen)  
SächsVBl. Sächsische Verwaltungsblätter (zitiert nach Jahr und Seite) 
SächsVerfGH Verfassungsgerichtshof des Freistaates Sachsen  
SächsVwVG Verwaltungsvollstreckungsgesetz für den Freistaat Sachsen 
SGB Sozialgesetzbuch 
s.o. siehe oben 
sog. sogenannte/-r/-n 
SOG LSA Gesetz über die öffentliche Sicherheit und Ordnung des Lan-

des Sachsen-Anhalt 
SOG M-V Sicherheits- und Ordnungsgesetz (Gesetz über die öffentliche 

Sicherheit und Ordnung in Mecklenburg-Vorpommern) 
SPolG Saarländisches Polizeigesetz 
StGB Strafgesetzbuch 
StHG Staatshaftungsgesetz (Gesetz zur Regelung der Staatshaftung 

in der Deutschen Demokratischen Republik) 
StPO Strafprozeßordnung 
StVRZV Straßenverkehrsrechtszuständigkeitsverordnung (Verordnung 

zur Bestimmung der zuständigen Behörden auf dem Gebiet 
des Straßenverkehrsrechts)  

TierSG Tierseuchengesetz  
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ThürOBG Ordnungsbehördengesetz (Thüringer Gesetz über die Aufga-
ben und Befugnisse der Ordnungsbehörden) 

ThürPAG Polizeiaufgabengesetz (Thüringer Gesetz über die Aufgaben 
und Befugnisse der Polizei) 

u.a. und andere; unter anderem 
UmwG Umwandlungsgesetz 
Urt. Urteil  
UZwG Unmittelbarer Zwang-Gesetz (Gesetz über den unmittelbaren 

Zwang bei Ausübung öffentlicher Gewalt durch Vollzugsbe-
amte des Bundes) 

UZwGBw Unmittelbarer Zwang-Gesetz Bundeswehr (Gesetz über die 
Anwendung unmittelbaren Zwanges und die Ausübung be-
sonderer Befugnisse durch Soldaten der Bundeswehr und 
verbündeter Streitkräfte sowie zivile Wachpersonen) 

v. vom; von  
VBlBW Verwaltungsblätter für Baden-Württemberg (zitiert nach Jahr 

und Seite) 
VEMEPolG Vorentwurf zur Änderung des Musterentwurfes 
VerfGBbg Verfassungsgericht des Landes Brandenburg 
VerfGGBbg Verfassungsgerichtsgesetz Brandenburg (Gesetz über das 

Verfassungsgericht des Landes Brandenburg) 
VersG Versammlungsgesetz (Gesetz über Versammlungen und 

Aufzüge) 
VerwArch Verwaltungsarchiv (zitiert nach Band [Jahr] und Seite) 
vgl. vergleiche 
VGPolGBbg Vorschaltgesetz zum Polizeigesetz des Landes Brandenburg 
VR Verwaltungsrundschau (zitiert nach Jahr und Seite) 
VwGO Verwaltungsgerichtsordnung 
VwVfG Verwaltungsverfahrensgesetz 
VwVfGBbg Verwaltungsverfahrensgesetz für das Land Brandenburg 
VwVG Verwaltungs-Vollstreckungsgesetz (Bund) 
VwVGBbg Verwaltungsvollstreckungsgesetz für das Land Brandenburg 
WiVerw Wirtschaft und Verwaltung (zitiert nach Jahr und Seite) 
WPflG  Wehrpflichtgesetz 
z.B. zum Beispiel 
ZPO Zivilprozessordnung 
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A. Einführung in die Materie 
 

Aus den Art. 30, 70 I und 83 GG ergibt sich, dass der Bund für Gesetzgebung 
und Verwaltung nur dann Kompetenzen hat, wenn ihm das Grundgesetz diese 
ausdrücklich zuweist. Anderenfalls liegen Gesetzgebungs- und Verwaltungs-
kompetenzen bei den Ländern. Im Polizei- und Ordnungsrecht hat der Bund nur 
spezifische Gesetzgebungs- und Verwaltungskompetenzen, d.h. Polizei- und 
Ordnungsrecht und sein Vollzug liegen grundsätzlich bei den Ländern. 

I. Gesetzgebungskompetenz 
Der Bund besitzt für eine Reihe spezieller Bereiche Gesetzgebungskompeten-

zen. Sie ergeben sich zunächst aus Art. 73 GG (ausschließliche Gesetzgebung) 
u.a. für folgende Materien: 

 Art. 73 Nr. 3 GG     Passgesetz 
 Art. 73 Nr. 5 GG     Gesetz über die Bundespolizei 

Beachte: 2005 erfolgte durch Gesetz die Umbenennung des Bundesgrenzschutzes in 
Bundespolizei. 

 Art. 73 Nr. 9a GG    § 4a BKAG 
 Art. 73 Nr. 10 GG    Gesetz über das Bundeskriminalamt und die Zusam- 

menarbeit des Bundes und der Länder in kriminal-
polizeilichen Angelegenheiten 

 Art. 73 Nr. 12 GG    Waffengesetz 

Im Zusammenhang mit Art. 74 I GG (konkurrierende Gesetzgebung) hat der 
Bund für Teilbereiche des Polizei- und Ordnungsrechts eine sogenannte „An-
nex-Kompetenz“, d.h. die Zuständigkeit des Bundes zur Regelung bestimmter 
Sachfragen umschließt auch das Recht, Regelungen zu erlassen, die in diesem 
Bereich die Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung umfas-
sen.1 Beispielhaft sollen folgende auf Art. 74 I GG basierende Regelungen ge-
nannt werden: 

 Nr. 2        Personenstandsgesetz 
 Nr. 4        Gesetz über den Aufenthalt, die Erwerbstätigkeit  

und die Integration von Ausländern im Bundesge-
biet 

 Nr. 11        Gewerbeordnung 
          Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwir- 

kungen durch Luftverunreinigungen, Geräusche, 
Erschütterungen und ähnliche Vorgänge 

                                                
1  BVerfG, Beschl. v. 29.4.1958, BVerfGE 8, 143, 149 f. 

1 
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           Gesetz zur Ordnung des Handwerks 
 Nr. 19        Gesetz zur Verhütung und Bekämpfung von Infek- 

tionskrankheiten beim Menschen 
 Tierseuchengesetz 

        Gesetz über den Verkehr mit Betäubungsmitteln 
 Nr. 21        Bundeswasserstraßengesetz 
 Nr. 22        Straßenverkehrsgesetz 

II. Rechtsquellen in Brandenburg 
Das allgemeine Polizei- und Ordnungsrecht gehört entsprechend der verfas-

sungsrechtlichen Ordnung grundsätzlich in die ausschließliche Gesetzgebungs-
zuständigkeit der Länder. Aus diesem Grund soll an dieser Stelle auf die Ent-
wicklung des Polizei- und Ordnungsrechts und seiner Rechtsgrundlagen in 
Brandenburg eingegangen werden. 

1. Polizeirecht 

In den neuen Bundesländern und damit auch in Brandenburg begann nach den 
Landtagswahlen am 14.10.1990 die Arbeit der Parlamente zur Ausfüllung der 
ihnen nunmehr durch das Grundgesetz übertragenen Kompetenz im föderalen 
System. Das Polizei- und Ordnungsrecht als klassische Länderangelegenheit war 
rechtlich auszugestalten. Für eine Übergangszeit hatte die letzte aus demokrati-
schen Wahlen hervorgegangene Volkskammer der DDR ein Polizeiaufgaben-
gesetz (PAG) verabschiedet2, das solange gelten sollte, bis das jeweilige Land 
sein eigenes Polizeigesetz in Kraft setzt, längstens jedoch bis zum 31.12.1991, 
wie es der Einigungsvertrag vorsah. Dieses PAG entsprach grundlegend dem 
Musterentwurf eines einheitlichen Polizeigesetzes (MEPolG) aus dem Jahr 
1977 sowie dem Vorentwurf zur Änderung des Musterentwurfes (VEME-
PolG) des Jahres 1986.3 

In Brandenburg zeigte die im Laufe des Jahres 1991 geführte Diskussion zum 
Entwurf eines Polizeigesetzes, dass bis zum 31.12.1991 nicht mit der Verab-
schiedung eines eigenen Polizeigesetzes gerechnet werden konnte. Deshalb 
wurde zunächst das PAG der Übergangsphase mit dem Vorschaltgesetz zum 
Polizeigesetz des Landes Brandenburg vom 11.12.1991 (VGPolGBbg) als 
Landesrecht übernommen.4 § 1 VGPolGBbg legte die Geltung der §§ 1-77 und 

                                                
2  Gesetz über die Aufgaben und Befugnisse der Polizei vom 13.9.1990, 

GBl. DDR I S. 1489. 
3  Hierzu Knemeyer, Rechtsgrundlagen polizeilichen Handelns - Grundlinien einer Polizei-

gesetzgebung in den neuen Bundesländern, LKV 1991, 321, 322 ff.; Riegel, Entwicklung 
und grundlegende Aspekte des Polizei- und Ordnungsrechts in den neuen Bundesländern, 
LKV 1993, 1, 2 f. 

4  Vorschaltgesetz zum Polizeigesetz des Landes Brandenburg vom 11.12.1991, 
GVBl. S. 636. 
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82-84 des PAG fest und § 2 VGPolGBbg setzte das Gesetz zum 1.1.1992 in 
Kraft. 

Im März 1996 wurde das VGPolGBbg durch das Gesetz über die Aufgaben 
und Befugnisse der Polizei im Land Brandenburg (Brandenburgisches Poli-
zeigesetz – BbgPolG) abgelöst und damit ein eigenes Polizeigesetz geschaffen.5 
Das BbgPolG stellt auf die Notwendigkeit der Vereinheitlichung der Polizeige-
setze des Bundes und der Länder ab und stützt sich deshalb auf den MEPolG 
und den VEMEPolG. Hinsichtlich der Neuerungen, die das Gesetz beinhaltet, 
wird darauf verwiesen, dass in der öffentlichen Diskussion vor allem die Rege-
lungen zum Lauschangriff, zur Legitimationspflicht der Polizisten, zum Unterb-
ringungsgewahrsam und finalen Todesschusses erhebliche Aufmerksamkeit her-
vorriefen. Auch wird die eindeutige gesetzliche Festlegung zu den Straftaten 
von erheblicher Bedeutung (§ 10 III BbgPolG) oder das Zurückbehaltungsrecht 
bei der Sicherstellung besonders hervorgehoben. Schließlich sind es aber wohl 
die zahlreichen kleineren Änderungen, die den Hauptgegenstand der Neufassung 
des Gesetzes ausmachen.6 

Mit dem Ersten Gesetz zur Änderung des Brandenburgischen Polizeige-
setzes aus dem Jahr 1999 sollte dem Erfordernis der Erhöhung der polizeilichen 
Wirksamkeit bei Maßnahmen zur vorbeugenden Bekämpfung von grenzüber-
schreitender Kriminalität Rechnung getragen werden.7 In erster Linie ging es um 
die Einführung von Befugnissen, die verdachtsunabhängig wahrgenommen wer-
den können. Die Regelungen verfolgten das Ziel, die Möglichkeiten zur Verhü-
tung grenzüberschreitender Kriminalität zu verbessern. Sie sind vor dem Hinter-
grund der Öffnung der Grenzen zu den Staaten des ehemaligen Ostblocks zu se-
hen, die zu einer deutlichen Zunahme „importierter Kriminalität“ aus südost- 
und osteuropäischen Staaten geführt und kriminalgeografische Bezüge weit über 
den Brandenburg/Berliner Raum hinaus bewirkt hat. 

Die praktische Umsetzung erfolgte durch den neuen § 11 III BbgPolG, der in 
Satz 1 die Befugnis für die Polizei vorsieht, zur vorbeugenden Bekämpfung der 
grenzüberschreitenden Kriminalität im öffentlichen Verkehrsraum angetroffene 
Personen kurzfristig anzuhalten, zu befragen und zu verlangen, dass mitgeführte 
Ausweispapiere zur Prüfung ausgehändigt werden, sowie mitgeführte Sachen in 
Augenschein zu nehmen. Die Kontrolle ist danach also bereits im Vorfeld der 
konkreten Gefahr und unabhängig von einem bestimmten Anlass zulässig. Als 
Korrektiv zu dieser Verdachts- und Ereignisunabhängigkeit bestimmt Satz 2, 
dass die Maßnahme nur dann zulässig ist, wenn aufgrund von Lageerkenntnis-
sen anzunehmen ist, dass Straftaten von erheblicher Bedeutung begangen wer-

                                                
5  Gesetz über die Aufgaben und Befugnisse der Polizei im Land Brandenburg vom 

19.3.1996, GVBl. I S. 74. (Verkündet als Art. 1 des Gesetzes zur Neuordnung des Poli-
zeirechts im Land Brandenburg). 

6  Vgl. zur Problematik Niehörster (1. Aufl.), S. 5. 
7  Erstes Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die Aufgaben und Befugnisse der Polizei 

im Land Brandenburg vom 20.5.1999, GVBl. I S. 171. 
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den sollen. Außerdem unterliegt die Befugnis zur Durchführung von lagebildab-
hängigen Kontrollen nach Satz 3 dem Vorbehalt der Anordnung der Maßnahme 
durch den Polizeipräsidenten oder seinem Vertreter im Amt. 

Weiterhin erfolgte die Umsetzung durch Neufassung des § 12 I Nr. 6 
BbgPolG (die bisherige Nummer 6 wurde Nummer 7). Die Vorschrift ermäch-
tigt die Polizei, im Gebiet der Bundesgrenze bis zu einer Tiefe von 30 Kilome-
tern zur vorbeugenden Bekämpfung der grenzüberschreitenden Kriminalität und 
zur Verhütung von Straftaten von erheblicher Bedeutung mit internationalem 
Bezug verdachts- und ereignisunabhängige Identitätsfeststellungen vorzuneh-
men. Die Durchführung der Maßnahme ist vom Wortlaut her nicht von vorheri-
gen Lageerkenntnissen abhängig. Gleichwohl soll sich der Begründung zum Ge-
setzesentwurf folgend aus dem Gebot der Verhältnismäßigkeit und aus prakti-
scher Notwendigkeit ergeben, dass die beabsichtigte Kontrollmaßnahme hinrei-
chende Aussicht auf Erfolg bieten muss; dabei beruht die Annahme der Erfolgs-
aussicht auf Erkenntnissen, die aus allgemeinen polizeilichen Erfahrungen resul-
tieren. Ferner soll die Kontrollbefugnis nur für Orte gelten, für die polizeiliche 
Erkenntnisse vorliegen, dass dort grenzüberschreitende Kriminalität stattfindet. 
Auch dies ergibt sich nicht aus dem Wortlaut, wurde jedoch im Zweiten Gesetz 
zur Änderung des Brandenburgischen Polizeigesetzes an § 12 I Nr. 6 BbgPolG 
angefügt. 

Im Zusammenhang mit der Zielstellung des 1. Gesetzes zur Änderung des 
BbgPolG, die Möglichkeiten zur Verhütung grenzüberschreitender Kriminalität 
zu verbessern, ist auch § 22 I Nr. 6 BbgPolG geändert worden. Die Ergänzung 
der Vorschrift (durch Verweis auf § 12 I Nr. 6 BbgPolG) erlaubt der Polizei 
nunmehr die Durchsuchung von Land-, Wasser- oder Luftfahrzeugen und der 
darin enthaltenen Sachen ohne besonderen Verdacht, wenn sich in dem Fahr-
zeug eine Person befindet, deren Identität nach § 12 I Nr. 6 BbgPolG festgestellt 
werden darf. 

Der Bedarf zur Novellierung des BbgPolG mit dem Zweiten Gesetz zur Än-
derung des Brandenburgischen Polizeigesetzes8 ergab sich in erster Linie aus 
einer Entscheidung des Verfassungsgerichts des Landes vom 30.6.1999. Hier hat 
das Gericht verfassungsrechtliche Maßgaben und Klarstellungen formuliert, die 
zukünftig bei der Anwendung des Gesetzes durch die Polizei und gegebenenfalls 
für die gerichtliche Überprüfung polizeilicher Maßnahmen zu beachten sind. Die 
Aufnahme der Maßgaben und Klarstellungen in den Gesetzestext hat das Lan-
desverfassungsgericht zwar nicht ausdrücklich verlangt. Die Landesregierung 
nahm die Entscheidung des Landesverfassungsgerichts aber zum Anlass, einen 
Gesetzesentwurf vorzulegen, der die Maßgaben und Klarstellungen aus Gründen 
der Rechtssicherheit und Rechtsklarheit berücksichtigte. 

Die Maßgaben und Klarstellungen führten insbesondere zur Neufassung der 
§§ 32 I 1 Nr. 2, 33 I 1 Nr. 2 und 34 I 1 Nr. 2 BbgPolG; es wird festgelegt, dass 
                                                
8  Zweites Gesetz zur Änderung des Brandenburgischen Polizeigesetzes vom 19.12.2000, 

GVBl. I S. 179. 
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sich die Zulässigkeit der Eingriffsmaßnahme auf den potenziellen Straftäter be-
schränkt. Weiterhin sind den §§ 32 I 2, 33 I 2 und 34 I 2 BbgPolG die Sätze 3 
bis 5 bzw. 3 bis 6 angefügt worden, die (sich an der Maßgabe des Landesverfas-
sungsgerichts orientierend) einschränkend den Begriff der Kontakt- und Be-
gleitperson klarstellen, dass in verfassungsrechtlich geschützte Vertrauensver-
hältnisse eingreifende Maßnahmen unzulässig sind. Die Aufzählung ist nicht ab-
schließend. 

Des Weiteren wurde mit dem Zweiten Gesetz zur Änderung des Brandenbur-
gischen Polizeigesetzes dem Bedürfnis der polizeilichen Praxis nach weiteren 
Eingriffsbefugnissen Rechnung getragen. Aus diesem Grund erfolgte die Einfü-
gung einer Befugnis zur Videoüberwachung zu präventiven Zwecken (§ 31 III 
BbgPolG)9 sowie zur Erteilung von Aufenthaltsverboten (§ 16 II BbgPolG). Der 
offene Einsatz von Videoüberwachungsmaßnahmen wird an Kriminalitäts-
brennpunkten im öffentlichen Raum als geeignetes Mittel gesehen, die Wahr-
nehmung der polizeilichen Aufgaben im Rahmen der Gefahrenabwehr wirksam 
zu unterstützen. Die Prävention werde gestärkt, die Kriminalitätshäufigkeit re-
duziert, die Aufklärung von Straftaten gesteigert und das Sicherheitsgefühl ver-
bessert. Das Aufenthaltsverbot soll potenzielle Straftäter für einen längeren Zeit-
raum von bestimmten Gebieten fernhalten. In der Vergangenheit habe sich ge-
zeigt, dass das Mittel des Platzverweises nicht ausreicht und die Generalklausel 
als Eingriffsnorm verfassungsrechtliche Bedenken hervorruft. 

Zudem ist durch das Zweite Gesetz zur Änderung des Brandenburgischen Po-
lizeigesetzes die Befugnis zur Abgabe eines mit an Sicherheit grenzender Wahr-
scheinlichkeit tödlich wirkenden Schusses ausdrücklich geregelt worden 
(§ 66 II 2 BbgPolG). Begründet wurde dieser Schritt damit, dass für den denkbar 
schwersten verfassungsrechtlich hinnehmbaren Eingriff in die Rechte eines 
Menschen eine ausdrückliche und inhaltlich zweifelsfreie Ermächtigung für die 
Polizei seitens des Gesetzgebers erforderlich sei. Vor Änderung des § 66 II 
BbgPolG ergab sich lediglich aus der Einzelbegründung zu § 66 II BbgPolG, 
dass in extremen Ausnahmesituationen zur Entgegnung eines nicht anders ab-
zuwehrenden Angriffs auf das Leben oder die körperliche Unversehrtheit eines 
Opfers ein gezielter, mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit tödlich 
wirkender Schuss auf den Täter abgegeben werden kann.10 So wurde auch die 
Auffassung vertreten, dass der gezielte Todesschuss bzw. der finale Rettungs-
schuss bisher nicht zulässig, aber unter den Voraussetzungen der Not-
wehr/Nothilfe straffrei gewesen sei. Nach anderer Auffassung ergab sich eine 
hinreichend ausgestaltete Befugnis bereits aus dem § 64 II i.V.m. §§ 66, 67 und 
68 BbgPolG. 

Neben den gesetzlichen Regelungen über die Aufgaben und Befugnisse der 
Polizei existierte in Brandenburg seit März 1991 ein weiteres Gesetz, das sich 
                                                
9  In der aktuellen Fassung des BbgPolG findet sich die Videoüberwachung von öffentlich 

zugänglichen Straßen und Plätzen in § 31 II BbgPolG.  
10  Landtag-Drs. 2/1235. 
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mit der Organisation und Zuständigkeit der Polizei befasste (Polizeiorganisati-
onsgesetz – POGBbg).11 Dieses Gesetz änderte die noch auf den Vorschriften 
der DDR beruhende zentralistische Organisation und umfassende Zuständigkeit 
der Polizei in eine Landespolizeiorganisation und legte die Zuständigkeit von 
Polizeibehörden und Vollzugsbeamten fest. An diesem Gesetz fällt auf, dass es 
genau wie in Nordrhein-Westfalen (Partner- und Beraterland Brandenburgs in 
Wende- und Neuanfangszeiten) Regelungen über Polizeibeiräte (§§ 12-16) 
enthielt, die als Bindeglieder zwischen Bevölkerung, Selbstverwaltung und Poli-
zei fungieren und damit ein vertrauensvolles Verhältnis zwischen den Beteilig-
ten fördern, die Tätigkeit der Polizei unterstützen und Anregungen der Bürger an 
die Polizei herantragen. 

Eine Änderung des POGBbg erfolgte im Jahr 1995.12 Ziel war es, die Kri-
minalitätsbekämpfung effektiver zu gestalten und vor allem der organisierten 
Kriminalität gezielter entgegentreten zu können. Folgende Änderungen waren 
auf dieses Ziel gerichtet: 
 Statuierung einer Landeseinsatzeinheit der Polizei (LESE) als Einrichtung der 

Polizei, 
 Übertragung originärer Zuständigkeiten an das Landeskriminalamt (LKA) 

zum Führen polizeilicher Ermittlungen für bestimmte Delikte. 

Die praktische Umsetzung des ersten Punkts erfolgte durch die Änderung des 
§ 1 II POGBbg (Aufnahme der LESE als Einrichtung der Polizei) und Neufas-
sung des § 3 POGBbg (Regelung der Zusammensetzung und Aufgabe der LE-
SE). Vor der Änderung des Polizeiorganisationsgesetzes waren die Einheiten für 
die Bewältigung von Einsätzen organisatorisch selbstständig (Bereitschaftspoli-
zei) oder beim Polizeipräsidium Potsdam angegliedert (Mobiles Einsatzkom-
mando, Spezialeinsatzkommando, Polizeihubschrauberstaffel). Durch die zent-
rale Zusammenfassung zur LESE sollte eine bessere Koordinierung und eine ef-
fektivere Einsatzgestaltung unter Beachtung der Bedürfnisse aller Polizeipräsi-
dien erzielt werden. 

Die Realisierung des zweiten Punkts erfolgte durch Neufassung des § 10 IV 
POGBbg (der bisherige Absatz 4 wurde Absatz 5). Durch die Gesetzesänderung 
wurde dem LKA die sachliche Zuständigkeit auf dem Gebiet des Führens poli-
zeilicher Ermittlungen in Fällen überregionaler organisierter Kriminalität, des 
Landes-, Friedens- und Hochverrats sowie der Bildung einer terroristischen Ver-
einigung nebst der in diesem Zusammenhang begangenen Katalogstraftaten des 
§ 129a I Nr. 1 - 3 StGB zugewiesen. Hintergrund dieser Regelung ist die Über-
legung, dass die organisierte Begehungsweise und konspirative Vorbereitung 

                                                
11  Gesetz über die Organisation und die Zuständigkeit der Polizei im Land Brandenburg 

vom 20.3.1991, GVBl. S. 82. 
12  Erstes Gesetz zur Änderung des Polizeiorganisationsgesetzes vom 13.3.1995, GVBl. I 

S. 38. 
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der Straftaten eine angepasste und zentrale Bekämpfungsstrategie erfordern, um 
erfolgreich über die Peripherien der kriminellen Organisationen in deren Kern-
bereiche einzudringen, ihre Strukturen zu erkennen und zu zerschlagen und die 
hauptverantwortlichen Straftäter, die Organisatoren, Finanziers und im Hinter-
grund agierende Drahtzieher überführen zu können. 

Im Dezember 2001 hat der Landtag Brandenburg ein Gesetz zur Reform der 
Polizeistruktur verabschiedet13, das als Artikelgesetz Änderungen unterschied-
licher Gesetze vornimmt (Landesorganisationsgesetz, Polizeifachhochschulge-
setz, Brandenburgisches Besoldungsgesetz), aber in erster Linie das POGBbg 
und eine Reihe von Rechtsverordnungen verändert, die Zuständigkeitsregelun-
gen enthalten. Im Kern ging es bei der Polizeistrukturreform darum, dass die 
bisher bestehenden fünf Polizeipräsidien [Cottbus, Eberswalde, Frankfurt(Oder), 
Oranienburg, Potsdam] sowie das Präsidium der Wasserschutzpolizei14 aufgelöst 
wurden und an ihre Stelle zwei leistungsstarke große Polizeipräsidien traten. 
Dazu wurden zunächst im § 2 des POGBbg die Absätze 1 und 2 gestrichen. (In 
diesen Absätzen war zuvor geregelt, dass Polizeipräsidien in Polizeibezirken mit 
mindestens 250.000 Einwohnern bestehen und der Polizeibezirk des Präsidiums 
der Wasserschutzpolizei sich auf die schiffbaren Wasserstraßen erstreckt.) § 2 
POGBbg regelte nunmehr ohne inhaltliche Vorgaben, dass die Errichtung der 
Polizeipräsidien dem Ministerium des Innern durch Rechtsverordnung obliegt 
und dazu eine vorherige Anhörung im Ausschuss für Inneres des Landtags zu er-
folgen hat. Hinsichtlich der Bestimmung der Polizeibezirke sind die Grenzen der 
Kreise und kreisfreien Städte einzuhalten (§ 2 II POGBbg). 

Mit dem Dritten Gesetz zur Änderung des Brandenburgischen Polizeige-
setzes vom 29.6.200415 hat der Landesgesetzgeber folgende Problemstellungen 
einer rechtlichen Lösung zugeführt: 

 Mit dem Gewaltschutzgesetz vom Dezember 2001 war der zivilrechtliche 
Schutz von Opfern häuslicher Gewalt verbessert worden, weil klare 
Rechtsgrundlagen für Schutzanordnungen des Zivilgerichts bei widerrech-
tlichen und vorsätzlichen Verletzungen von Körper, Gesundheit und Frei-
heit einer Person geschaffen worden sind.16 Zivilrechtlicher Schutz benö-
tigt auch im Eilverfahren eine bestimmte Zeit; deshalb bedurfte es einer 
Spezialbefugnis für die Polizei, um bei häuslicher Gewalt die betroffene 
Person bis zur richterlichen Entscheidung über zivilrechtliche Schutzmög-

                                                
13  Gesetz zur Reform der Polizeistruktur vom 18.12.2001, GVBl. I S. 282. 
14  Vgl. § 1 der Verordnung über die Einrichtung der Polizeipräsidien des Landes Branden-

burg vom 10.12.1995, GVBl. II S. 792. 
15  Drittes Gesetz zur Änderung des Brandenburgischen Polizeigesetzes vom 29.6.2004, 

GVBl. I S. 289. 
16  Gesetz zur Verbesserung des zivilgerichtlichen Schutzes bei Gewalttaten und Nachstel-

lungen sowie zur Erleichterung der Überlassung der Ehewohnung bei Trennung vom 
11.12.2001, BGBl. I S. 3513. 
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